
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 10.04.2025 
 
in Mommenheim, Rathaus Mommenheim, An der Weidenbrücke 1 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:23 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Rainer Raab Ortsbürgermeister   
André Degener 2. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Niclas Hamann 3. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Jutta Friesenecker Ratsmitglied   
Berthold Windisch Ratsmitglied   
Marc-André Herberg Ratsmitglied   
Werner Seekatz Ratsmitglied   
Wolfgang Kurzke Ratsmitglied   
Frank Windisch Ratsmitglied   
Arno Stüber Ratsmitglied   
Tobias Demmig Ratsmitglied   
Jonathan Rehm Ratsmitglied   

 
Entschuldigt: 
 
Anna Seibert 1. Beigeordnete und Ratsmitglied   
Michael Biegel Ratsmitglied   
Wolfgang von Massow Ratsmitglied   
Markus Gall Ratsmitglied   
Jens Windisch Ratsmitglied   
Peter Maurer Ratsmitglied   
Eva Popper Ratsmitglied   
Werner Popper Ratsmitglied   
Anne Geißenhöner-Schäfers Ratsmitglied   

 
Für die Verwaltung: 
 
Elvira Gall Schriftführung   

 
 
Die Mitglieder des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim sind mit der Einladung 
vom 04.04.2025 auf Donnerstag, 10.04.2025, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung 
einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
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Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
Der Vorsitzende weist darauf hin, dass die Tagesordnung seitens der Verwaltung wie folgt 
geändert wird: 
 
TOP 3 wird als Unterrichtung behandelt.  
Zu TOP 8.2 liegt kein Bauantrag vor. 
Zu TOP 4 stellt die CDU-Fraktion den Antrag auf Zurückstellung bis die Infoveranstaltung 
durch die Kreisverwaltung stattgefunden hat. 
Der Gemeinderat stimmt dem Antrag einstimmig zu. 
 
Der Gemeinderat stimmt der geänderten Tagesordnung einstimmig zu. 
 
 
  



Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim vom 10.04.2025 

Seite 3 

 

 

Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Einwohnerfragestunde 

 
2. Kindertagesstätte "Kitzelstein" 

Konzept Umstrukturierung 
hier: Beratung und Beschlussfassung 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0024) 
 

3. Neuanlage des Sportplatzes 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0022) 
 

4. Mommenheim; Anhörung der Gemeinde gemäß § 10 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz 
(DSchG) zur Eintragung oder Löschung aus dem nachrichtlich geführten Verzeichnis der 
Denkmalliste;  
Hier: Dalberger Garten; Flur 8, Flurstück 547/5 und 546/1 
Fristende: 12.04.2025 
Hier: Löschung aus Denkmalliste 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0028) 
 

5. Stromkosten Bauhof, Gemeindehalle, Kita Vogelnest/Rathaus; 
Zustimmung zur Leistung überplanmäßiger Ausgaben 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0030) 
 

6. Teilnahme an der 4. Bündelausschreibung Erdgas 2026-2028 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0031) 
 

7. Teilnahme an der 6. Bündelausschreibung Strom 2026-2028 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0032) 
 

8.  Bauanträge/Bauvoranfragen; Erteilung des Einvernehmens nach §§ 14 Abs. 2, 31 
Abs. 2 und 36 Baugesetzbuch 
 

8.1 Mommenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Rheinstraße; Flur 8, Flurstück 633/7  
Fristende: 19.05.25 
Erneuerung des Vorderhauses einer Hofreite mit der Errichtung einer Wohneinheit 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0033) 
 

8.2 Mommenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Gaustraße; Flur 6, Flurstück 44/1  
Errichtung PV-Anlage 
 

8.3 Mommenheim; Änderungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Rheinstraße; Flur 12, Flurstück 258  
Fristende: 26.05.2025 
Änderungsplanung zu Sanierung und Erweiterung eines Bestandsgebäudes zum 
Zweifamilienhaus 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0035) 
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9. Mitteilung über abschließende Entscheidungen in den Ausschüssen 
 

9.1 Anschaffung Laptops für Gemeindeverwaltung 
 

10. Mitteilungen 
 

11. Anfragen 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
1. Einwohnerfragestunde  

 
Schriftlich liegen keine Einwohneranfragen vor. 
 
Der Vorsitzende weist darauf hin, dass keine Anfragen zu Themen der Tagesordnung gestellt 
werden dürfen. 
 
Ein Einwohner weist auf folgendes hin: 
a) Der Weg hinter den Gärten, Richtung Kläranlage ist wegen Überflutung teilweise nicht 
passierbar. 
Antwort des Vorsitzenden: Dies ist bekannt und soll behoben werden. 
 
b) Der Herrweg vor der Kurve ist ca. 30 cm hoch überflutet. Behelfsplanken wurden gelegt. 
Der Vorsitzende nimmt den Hinweis zur Kenntnis 
Antwort des Vorsitzenden: Dies ist bekannt und soll behoben werden. 
 
c) Am Fahrradweg fallen abgestorbene Äste auf den Radweg. Beim Schneiden durch eine 
Firma wurden Äste in den Graben geworfen. 
Der Vorsitzende nimmt den Hinweis zur Kenntnis. 
 
d) Auf dem Sportplatz sollte auch die Leichtathletik für den Schulsport berücksichtigt werden. 
Antwort des Vorsitzenden: Dies ist Sache der VG, mit der man darüber im Gespräch ist. 
 
Der Gemeinderat sollte sich für einen  Kunstrasenplatz einsetzen, der ganzjährig bespielbar 
ist. 
Der Vorsitzende nimmt den Hinweis zur Kenntnis 
 
e) Die Umrandung des Basketballplatzes muss aus Vollgummi-Kantsteine sein. 
Der Vorsitzende nimmt den Hinweis zur Kenntnis. 
 
f) Am Bolzplatz fehlt das Netz an einem Fußballtor. 
Der Vorsitzende nimmt den Hinweis zur Kenntnis. 
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2. Kindertagesstätte "Kitzelstein" 
Konzept Umstrukturierung 
hier: Beratung und Beschlussfassung 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0024) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Gemeinderat hat bereits am 22.02.2024 den Grundsatzbeschluss zur Umstrukturierung 
der Kindertagesstätte gefasst. 
 
Hierfür gibt es verschiedene Alternativen: 
 
a) Neubau innerorts im Rahmen des Flächennutzungsplans und der Bebauungspläne 
b) Neubau außerhalb des Flächennutzungsplans 
c) Neugestaltung auf vorhandener Fläche 
 
Die Neugestaltung auf vorhandener Fläche hat während der Bauphase zur Folge, dass die 
Kinder auf externer Fläche erzogen, gebildet und betreut werden müssten. 
Hierfür wäre eine Zwischenlösung (z.B. Aufstellung von Pavillons) erforderlich. Standorte mit 
entsprechender Infrastruktur sind notwendig. Hierfür gibt es bereits einen Lösungsansatz. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Kultur und Soziales empfiehlt / 
Der Gemeinderat beschließt für die weitere Vorgehensweise das Konzept für die mögliche 
Umstrukturierung der Kindertagesstätte „Kitzelstein“. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 27.02.2025 und erläutert zum 
Sachstand. 
 
der Umstrukturierung der Kita „Kitzelstein“, dass in Phase 1 des vorliegenden Konzeptes die 
Auswahl eines Architekten beschlossen werden soll, der Erfahrung mit Kindertagesstätten hat 
und die Gemeinde sehr gut hinsichtlich der evtl. Sanierung der bisherigen Kita oder Kita-
Neubau, auch an anderer Stelle, beraten kann. 
 
Der Gemeinderat beschließt für die weitere Vorgehensweise das Konzept für die mögliche 
Umstrukturierung der Kindertagesstätte „Kitzelstein“. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorlage.  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen, 12 Ja-Stimmen 
 
 
 
  



Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim vom 10.04.2025 

Seite 7 

 

 

3. Neuanlage des Sportplatzes 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0022) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Ortsgemeinde Mommenheim plant, den bestehenden Sportplatz zu überplanen, da die 
Drainageanlagen irreparabel geschädigt sind. Derzeit ist ein Hybridrasen verbaut, dessen 
Funktion durch die verstopften und beschädigten Drainageleitungen erheblich beeinträchtigt 
wird. 
 
Nach Befahrung der Drainage wurde festgestellt, dass eine Sanierung der Leitungen im 
eingebauten Zustand technisch nicht möglich ist. Ein Fachbüro wurde zur Beratung 
hinzugezogen. Die Ergebnisse bestätigen, dass eine Sanierung nur in offener Bauweise 
erfolgen kann, was eine großflächige Öffnung des Hybridrasens erforderlich macht. Zusätzlich 
besteht für den Austausch des Hybridrasens lediglich an den Reparaturstellen möglicherweise 
ein Vorbehalt hinsichtlich der Gewährleistung. 
 
Die Planung der Maßnahme soll im Jahr 2025 durchgeführt werden, während die bauliche 
Umsetzung im Jahr 2026 erfolgen soll. Im Rahmen der Sportanlagenförderung Rheinland-
Pfalz könnten Fördermittel in Höhe von 50 % der zuwendungsfähigen Kosten in Anspruch 
genommen werden. Die zuwendungsfähigen Kosten belaufen sich auf 280.000 €, sodass eine 
Förderung in Höhe von 140.000 € zu erwarten ist. Sollten die tatsächlichen Gesamtkosten 
über den zuwendungsfähigen Kosten liegen, müsste die Ortsgemeinde den Differenzbetrag 
aus Eigenmitteln finanzieren. 
 
Eine detaillierte Kostenschätzung wird im Rahmen des Planungsauftrages erstellt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Ausschüsse empfehlen, der Gemeinderat beschließt: 
 
a) aufgrund der Drainagenproblematik den Ortsbürgermeister damit zu beauftragen, die 
Planungsleistungen für die Neuanlage des Sportplatzes in einem Wettbewerb zu vergeben. 
b) den Ortsbürgermeister zu ermächtigen, den entsprechenden Vertrag zu unterzeichnen. 
c) die Verbandsgemeindeverwaltung zu beauftragen, die Fördermittel im Rahmen der 
Sportanlagenförderung Rheinland-Pfalz zu beantragen.. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 42410-523120 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 60.000 € zur Verfügung. 

 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende unterrichtet den Gemeinderat über den Sachstand des Sportplatzes wie 
folgt: 
Die Drainage des Sportplatzes müsste erneuert werden. Danach wäre der Platz kein 
Hybridplatz mehr, der Platz uneben und nach Regenwetter schwammig mit Rutschgefahr. 
Der Platz wird von mehreren Mannschaften täglich genutzt. In den Wintermonaten müssen die 
Mannschaften nach Hahnheim ausweichen. Dies bedeutet Fahrzeitaufwand und auch 
finanzielle Einbußen. Außerdem ist der jetzige Platz in den Sommermonaten sehr 
bewässerungsintensiv. 
 
Die Kosten für die Drainagenerneuerung belaufen sich auf ca. 100.000 Euro. 
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Vom TSV wird ein Kunstrasenplatz favorisiert, da er ganzjährig bespielbar ist und keine 
Beregnung benötigt. 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfahl die Beratung mit einem Planer in einer der nächsten 
Sitzungen 
Die VG schätzt aus Undenheimer Erfahrung für die Erneurung des Sportplatzes mit Laufbahn, 
Kosten in Höhe von 1 Mio.  
Der Rat signalisiert, dass ein Planer die Kosten ermitteln sollte. Auch die Höhe der möglichen 
Fördergelder sollte in Erfahrung gebracht werden. 
Die VG sollte die Kostenbeteiligung für die Laufbahn und Sprunggrube befürworten. 
Die Kosten für einen Planer sind im Gemeindehaushalt vorhanden. 
 
Es erfolgt keine Abstimmung. 
 
 
 
 
4. Mommenheim; Anhörung der Gemeinde gemäß § 10 Abs. 1 

Denkmalschutzgesetz (DSchG) zur Eintragung oder Löschung aus dem 
nachrichtlich geführten Verzeichnis der Denkmalliste;  
Hier: Dalberger Garten; Flur 8, Flurstück 547/5 und 546/1 
Fristende: 12.04.2025 
Hier: Löschung aus Denkmalliste 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0028) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Kulturdenkmäler sind zu löschen, sobald der Verlust der Denkmaleigenschaft offenkundig 
wird. 
Der Dalberger Garten wurde als Künstlergarten von dem Bildhauer und Maler Willy 
Rahmstorff aus der um 1900 entstandenen Musteranlage für Sonderkulturen des Lehrers 
Theodor Windisch ab den 1930er Jahren entwickelt.  
Bei einer Ortsbegehung wurde festgestellt, dass aufgrund tiefgreifenden, mit wesentlichen 
Substanzverlusten verbundenen Änderungen der Anlage der besondere historische 
Zeugniswert zur Einstufung als Kulturdenkmal nicht mehr gegeben ist. 
 
Die Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesdenkmalpflege, hat 
die Kreisverwaltung Mainz-Bingen als Untere Denkmalschutzbehörde unterrichtet, dass sie 
beabsichtigt, das Denkmal Dalberger Garten deshalb aus der Denkmalliste zu löschen. 
Entsprechend § 10 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz hat die Untere Denkmalschutzbehörde 
bezüglich des Vorhabens die Gemeinde anzuhören und ihr Gelegenheit zu geben, sich 
hierzu 
innerhalb eines Monats zu äußern. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erhebt keine Bedenken bezüglich der Löschung des Grundstücks 
Dalberger Garten aus der amtlichen Denkmalliste und schließt sich der fachkundigen 
Beurteilung der Landesdenkmalpflege an. 
 
Beratung: 
 
Dieser Tagesordnungspunkt wird zurückgestellt, da die Kreisverwaltung vorab um Information 
zu diesem Thema gebeten wurde.  
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5. Stromkosten Bauhof, Gemeindehalle, Kita Vogelnest/Rathaus; 
Zustimmung zur Leistung überplanmäßiger Ausgaben 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0030) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Für die Stromversorgung besteht zwischen der Gemeinde Mommenheim und dem EWR ein 
Energielieferungsvertrag. 
 
Durch gestiegenen Verbrauch im Jahr 2024 fallen für den Bauhof und die Gemeindehalle 
Nachzahlungen an. Für den Stromanschluss An der Weidenbrücke (Rathaus und Kita 
Vogelnest) wurde wegen verspäteter Rechnungsstellung durch das EWR für 2024 keine 
Vorauszahlung geltend gemacht, so dass hier der volle Betrag für den Stromverbrauch 2024 
gefordert wird. 
 
Die anfallenden Kosten: 

- Bauhof: 3.119,93€ 
- Gemeindehalle: 3.767,29€ 
- Rathaus (anteilig): 2.087,02€ 
- Kita Vogelnest (anteilig): 4.434,19€ 

 
Gesamtforderungen: 13.408,43€ 
 
Bei den Haushaltsansätzen für Ausgaben / Kosten für Strom und Heizung wurden ausreichend 
Mittel für das Haushaltsjahr 2024 angemeldet. Die verfügbaren Mittel im Deckungskreis für die 
Bewirtschaftung des bebauten und unbebauten Grundvermögens sind allerdings durch die 
Mehrkosten im Bereich der Reinigungskosten der Kindergärten (hier musste eine Fremdfirma 
wegen Ausfalls einer angestellten Reinigungskraft beauftragt werden) nicht ausreichend, um 
die Ausgaben zu decken. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat stimmt den überplanmäßigen Ausgaben gem. §100 GemO für die 
Jahresabrechnungen 2024 in Höhe von 13.408,43€ zu. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 37/11430.522200; 037/57322.522200; 

037/11420.522200; 037/36502.522200 
 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von : 13.408,43 € wird erteilt. 

 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 20.03.2025 und erläutert die 
überplanmäßigen Ausgaben für Stromkosten des Bauhofs, der Gemeindehalle und den Kitas. 
 
Der Gemeinderat stimmt den überplanmäßigen Ausgaben gem. § 100 GemO für die 
Jahresabrechnungen 2024 in Höhe von 13.408,43 Euro zu. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen mit 12 Ja-Stimmen. 
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6. Teilnahme an der 4. Bündelausschreibung Erdgas 2026-2028 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0031) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Beauftragung und Bevollmächtigung muss bis zum 04.04.2025 der 
Kommunalberatung vorliegen. 
 
Hierzu wird auf die Ausschreibungskonzeption verwiesen; die wesentlichen Eckpunkte 
sind: 

Der Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz bietet über seine Tochtergesellschaft 
Kommunalberatung Rheinland-Pfalz GmbH den rheinland-pfälzischen Gemeinden, Städten, 
Zweckverbänden, Anstalten, Eigenbetrieben und kommunalen Unternehmen die Teilnahme 
an einer gebündelten Ausschreibung zur Beschaffung der Lieferung von Erdgas für den 
Zeitraum vom 1. Januar 2026 bis zum 31. Dezember 2028. an. Hierzu sind ein 
entsprechender Auftrag bzw. entsprechende Vollmachten an die Kommunalberatung 
erforderlich. 

Das Entgelt beträgt 230 Euro je Teilnehmer (Kommune, Eigenbetrieb, AöR, ZwV) plus 
einen Zuschlag für jede Abnahmestelle ab der 5. Abnahmestelle in Höhe von je 14 Euro. 
(Gesamtkosten VG Rhein-Selz + alle Ortsgemeinden/Städte: voraussichtlich 1.056€ für 
insgesamt 63 Abnahmestellen) Sollte die Durchführung der Ausschreibung noch vor der 
Vergabebekanntmachung gestoppt werden, werden für bis dahin erbrachte Leistungen 
(insbesondere die Zusammenstellung und Prüfung der Abnahmestellen) pauschal 10 Euro je 
Abnahmestelle in Rechnung gestellt. Das gleiche gilt bei vorzeitiger Stornierung des 
Auftrags. (Alle Beträge netto zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer). 

Wie bisher wird die Ausschreibung von Bioerdgas (Erdgas mit einer Beimischung von mind. 
10% Biogas) angeboten (siehe dazu ausführlich Anlage 5). 

Die Beschaffung für alle Modelle erfolgt als europaweite Ausschreibung über ein 
Dynamisches Beschaffungssystem nach §§ 22 ff VgV angeboten (siehe Anlage 4). 
Dieses hat den großen Vorteil, dass darüber zeitlich gestaffelt mehrere Einzelwettbewerbe 
gestartet werden können, um im Idealfall ein jeweils günstiges Marktumfeld zu "treffen". Wie 
bisher werden mehrere Lose nach technischen und/oder regionalen Aspekten gebildet, 
die - anders als bisher - nicht zu einem Zeitpunkt am Markt platziert werden, sondern in 
mehreren Einzelwettbewerben. Über dies alles entscheidet die Kommunalberatung 
gemeinsam mit switch.on nach Eingang aller Aufträge, soweit erforderlich und geboten in 
Abstimmung mit den betreffenden Auftraggebern unter Berücksichtigung ihrer Anregungen 
(z.B. was die Bildung von Regionallosen). 

Wie in der Ausschreibungskonzeption dargestellt, erfolgt die Ausschreibung – wie bisher – in 
Form einer sogenannten strukturierten Beschaffung, allerdings mit einigen Modifikationen 
aufgrund der Erfahrungen aus den Krisenjahren 2022/23. Die Grundstruktur bleibt 
unverändert. Die Wertung der Angebote basiert auf dem Angebotspreis für die einzelnen 
Lieferjahre in Form eines Aufschlags auf den Börsenpreis zu einem vorgegebenen 
Referenztag sowie dem Grundpreis. Auf Basis dieser Angebotspreise wird der tatsächliche 
Arbeitspreis für jedes Lieferjahr jeweils im Dezember des Vorjahres auf der Grundlage der 
tatsächlichen Preisentwicklung im Vorjahreszeitraum (als Durchschnittswert einer 
vordefinierten Anzahl an Handelstagen) hergeleitet (= fiktiver Beschaffungspreis). Ist also 
das Erdgas seit der Ausschreibung günstiger geworden, sinkt auch der Arbeitspreis, und 
umgekehrt. Dies dient dem fairen Interessenausgleich zwischen Lieferanten und 
Abnehmern. Der fiktive Beschaffungspreis wird für jedes Lieferjahr auf der Basis von 
Börsenpreisen an einer vordefinierten Anzahl an Handelstagen ermittelt. Für das Lieferjahr 
2026 sind dies 6 Handelstage im 2. Halbjahr 2025, für die Lieferjahre 2027 und 2028 jeweils 
12 Handelstage im jeweiligen Vorjahreszeitraum. Der Korridor für die  
Minder-/Mehrmengenregelung liegt zwischen 95 % bis 105 % der Verbrauchsprognose. 
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Bei den danach ermittelten Arbeitspreisen handelt es sich um den reinen Energielieferpreis. 
Hinzu kommen insbesondere die Netznutzungsentgelte sowie die Steuern, Umlagen und 
sonstigen Abgaben, die dann den Lieferpreis ergeben. Durch Abtrennung der 
Netznutzungsentgelte wird den regional unterschiedlichen Gegebenheiten Rechnung 
getragen. Somit wird sich der Lieferpreis bei gleichem Angebot und Lieferanten regional je 
nach Verteilnetzbetreiber unterscheiden. 

Um den Anforderungen des Gesetzes zur Einsparung von Energie und zur Nutzung 
erneuerbarer Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäuden 
(Gebäudeenergiegesetz – GEG) Rechnung zu tragen, wird auch Erdgas mit einem Anteil 
von 10 % Biogas (Bioerdgas) ausgeschrieben. Die konkrete Festlegung, ob und welche 
Abnahmestellen Bioerdgas ausgeschrieben werden sollen, erfolgt Basis dieses Beschlusses 
im Zuge der weiteren Datenerfassung. 

 
Beschlussvorschlag: 
 

Der Gemeinderat beschließt die Teilnahme an der Bündelausschreibung der 
Kommunalberatung mit den nachfolgenden Unterpunkten: 

1. Der Gemeinderat nimmt die Ausschreibungskonzeption der Kommunalberatung 

Rheinland-Pfalz GmbH (nachfolgend Kommunalberatung) und die zugehörigen 

Anlagen zur Kenntnis. 

2. Die Verwaltung wird bevollmächtigt, die Kommunalberatung mit der Ausschreibung der 

Erdgaslieferung der Verbandsgemeinde ab 01.01.2026 zu beauftragen und zu 

bevollmächtigen, alle dazu erforderlichen Handlungen vorzunehmen und alle 

erforderlichen Willenserklärungen abzugeben und entgegenzunehmen. 

3. Der Gemeinderat bevollmächtigt das bei der Kommunalberatung eingerichtete 

Vergabegremium, die Zuschlagsentscheidungen und Zuschlagserteilungen namens 

und im Auftrag der Ortsgemeinde vorzunehmen. Zuschlagskriterium ist ausschließlich 

der Angebotspreis. 

4. Die Ortsgemeinde verpflichtet sich, das Ergebnis der Bündelausschreibung als für sich 

verbindlich anzuerkennen. Die Ortsgemeinde verpflichtet sich zur Abnahme von dem 

Lieferanten/den Lieferanten, der/die jeweils den Zuschlag erhält/erhalten, für die Dauer 

der jeweils vereinbarten Vertragslaufzeit. 

5. Die Ausschreibung soll für die Ortsgemeinde nach folgenden Maßgaben erfolgen: 

 Bioerdgas mit mind. 10 % Biogasanteil für alle Abnahmestellen  

 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 24.03.2025 und erläutert, dass 
wegen Fristablauf eine Eilentscheidung durch den Bürgermeister und den Beigeordneten 
getroffen werden musste. 
 
Der Gemeinderat beschließt die Teilnahme an der Bündelausschreibung der 
Kommunalberatung mit den nachfolgenden Unterpunkten: 
 
1. Der Gemeinderat nimmt die Ausschreibungskonzeption der Kommunalberatung 
Rheinland-Pfalz GmbH (nachfolgend Kommunalberatung) und die dazugehörigen Anlagen 
zur Kenntnis. 
 
2. Die Verwaltung wird bevollmächtigt, die Kommunalberatung mit der Ausschreibung der 
Erdgaslieferung der Verbandsgemeinde ab 01.01.2026 zu beauftragen und zu 
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bevollmächtigen, alle dazu erforderlichen Handlungen vorzunehmen und alle erforderlichen 
Willenserklärungen abzugeben und entgegenzunehmen. 
 
3. Der Gemeinderat bevollmächtigt das bei der Kommunalberatung eingerichtete 
Vergabegremium, die Zuschlagsentscheidungen und Zuschlagserteilungen namens und im 
Auftrag der Ortsgemeinde vorzunehmen. Zuschlagskriterium ist ausschließlich der 
Angebotspreis. 
 
4. Die Ortsgemeinde verpflichtet sich, das Ergebnis der Bündelausschreibung als für sich 
verbindlich anzuerkennen. Die Ortsgemeinde verpflichtet sich zur Abnahme von dem 
Lieferanten/den Lieferanten der/die jeweils den Zuschlag erhält/erhalten, für die Dauer der 
jeweils vereinbarten Vertragslaufzeit. 
 
5. Die Ausschreibung soll für die Ortsgemeinde nach folgenden Maßnahmen erfolgen: 
 Bioerdgas mit mind. 10% Biogasanteil für alle Abnahmestellen. 
 
Beschluss:  
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag mit Ergänzungen.  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit 12 Ja-Stimmen 
 
 
 
 
7. Teilnahme an der 6. Bündelausschreibung Strom 2026-2028 

(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0032) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Beauftragung und Bevollmächtigung muss bis zum 04.04.2025 der 
Kommunalberatung vorliegen. 
 
Auf die beigefügte Ausschreibungskonzeption und die zugehörigen Anlagen 4, 5 und 6 wird 
verwiesen; die wesentlichen Eckpunkte sind: 

Der Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz bietet über seine Tochtergesellschaft 
Kommunalberatung Rheinland-Pfalz GmbH den rheinland-pfälzischen Gemeinden, Städten, 
Zweckverbänden, Anstalten, Eigenbetrieben und kommunalen Unternehmen die Teilnahme 
an einer gebündelten Ausschreibung zur Beschaffung der Stromlieferung für den Zeitraum 
vom 1. Januar 2026 bis zum 31. Dezember 2028 an (feste Vertragslaufzeit 3 Jahre). Hierzu 
sind ein entsprechender Auftrag bzw. entsprechende Vollmachten an die Kommunalberatung 
erforderlich. 

Das Entgelt beträgt 150 Euro je Teilnehmer (Kommune, Eigenbetrieb, AöR, ZwV) plus einen 
Zuschlag für jede Abnahmestelle ab der 7. Abnahmestelle in Höhe von 12 Euro. Sollte die 
Bündelausschreibung noch vor dem ersten Einzelwettbewerb durch die KB gestoppt werden, 
werden für bis dahin erbrachte Leistungen (insbesondere die Zusammenstellung und Prüfung 
der Abnahmestellen) pauschal 10 Euro je Abnahmestelle in Rechnung gestellt (netto zzgl. 
gesetzliche Umsatzsteuer). Das gleiche gilt, wenn der Auftraggeber seinen Auftrag bis einen 
Tag vor der Durchführung des ersten Einzelwettbewerbs storniert. 

Wie bisher können Normalstrom und Ökostrom mit unterschiedlichen Varianten bzgl. der 
Neuanlagenquote (siehe ausführlich in Anlage 4) gewählt werden. 

Anders als bisher werden nun drei Beschaffungsoptionen angeboten (siehe ausführlich in 
Anlage 5): 
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a) Strukturierte Beschaffung. Das ist das bisherige Beschaffungsmodell. Der Lieferpreis wird 
aus dem Angebotspreis und der tatsächlichen Marktentwicklung über längere Zeiträume im 
Vorjahr ermittelt. Dazu werden die Börsenpreise an sechs (für 2026) bzw. 12 (für 2027 und 
2028) vorher festgelegten Stichtagen ermittelt. Dies dient einer weiteren Risikominimierung, 
um die Preisbildung nicht von nur wenigen Stichtagen in einem möglicherweise 
ungünstigen Marktumfeld preisbestimmend für ein ganzes Lieferjahr werden zu lassen. 
Der Korridor für die Mehr- und Mindermengenregelung liegt unverändert bei ± 5% (95/105). 
Der Lieferpreis für das ganze Kalenderjahr steht im Dezember des Vorjahres fest. 

b) Spotmarktmodell: Dieses wurde auf Wunsch aus den Kommunen ergänzt und gilt 
ausschließlich für Abnahmestellen mit registrierender Leistungsmessung (RLM-
Abnahmestellen). Es handelt sich um ein Mischmodell, in dem 70 % der von der Kommune 
prognostizierten Verbrauchsmengen am Terminmarkt nach dem Modell a) (strukturierte 
Beschaffung) und die Restmenge am handelstäglich am Spotmarkt zu dem für diesen Tag 
ermittelten Börsenpreis (plus Aufschlag für das "handling", sog. "fee") berechnet wird. Dort 
steht der (durchschnittliche) Lieferpreis für das Kalenderjahr also erst im Nachhinein fest. 

c) Bilanzkreismodell: Dieses Modell richtet sich ausschließlich an die Kommunen / 
Teilnehmer, die (planmäßig) zum 1.1.2026 die in der Anlage 5 angeführten 
Voraussetzungen für einen Kunden-Strombilanzkreis erfüllen. In diesem Modell werden die 
Dienstleistung "Bilanzkreismanagement" (Bilanzierung und Abrechnung) sowie die 
Beschaffung der sog. Residuallasten bzw. die Vermarktung bilanzieller Überschüsse 
zusammen "im Paket" ausgeschrieben. 

Die Beschaffung für alle Modelle erfolgt als europaweite Ausschreibung über ein Dynamisches 
Beschaffungssystem (§§ 22 ff VgV). Dieses hat den großen Vorteil, dass darüber zeitlich 
gestaffelt mehrere Einzelwettbewerbe gestartet werden können, um im Idealfall ein jeweils 
günstiges Marktumfeld zu "treffen". Wie bisher werden mehrere Lose nach technischen 
und/oder regionalen Aspekten gebildet. Zudem werden die Lose nicht wie bisher zu einem 
Zeitpunkt am Markt platziert, sondern in mehreren Einzelwettbewerben. Über dies alles 
entscheidet die Kommunalberatung gemeinsam mit switch.on nach Eingang aller Aufträge, 
soweit erforderlich und geboten in Abstimmung mit den betreffenden Auftraggebern unter 
Berücksichtigung ihrer Anregungen. 

Die Kommunalberatung führt das Vergabeverfahren namens und im Auftrag der 
teilnehmenden Kommunen durch. Sie erteilt für die Teilnehmer den Zuschlag auf das 
wirtschaftlichste Angebot. Für jeden einzelnen Teilnehmer kommt mit Zuschlagserteilung der 
ausgeschriebene Stromliefervertrag mit dem erfolgreichen Bieter des jeweiligen Loses 
zustande. 

Die Stromlieferung wird zuzüglich Netznutzung (all-inclusive) ausgeschrieben. Die 
Energielieferpreise sind dagegen für jedes der beiden Lieferjahre durch die Bieter fest 
anzubieten. Durch die Trennung von Netznutzungsentgelten und Energielieferpreisen wird 
insbesondere gewährleistet, dass sich der Strompreis individuell für jede Kommune 
entsprechend der Benutzungsstruktur bildet.  

Beim Bilanzkreismodell wird das Gesamtpaket aus der Dienstleistung 
"Bilanzkreismanagement" und Stromlieferung ausgeschrieben und zugeschlagen. 

 
Beschlussvorschlag: 
 
6. Der Gemeinderat nimmt die Ausschreibungskonzeption der Kommunalberatung 

Rheinland-Pfalz GmbH und die zugehörigen Anlagen zur Kenntnis.  

7. Die Verwaltung wird bevollmächtigt, die Kommunalberatung Rheinland-Pfalz GmbH mit 

der Ausschreibung der Stromlieferung der Ortsgemeinde ab 01.01.2026 zu beauftragen 

und zu bevollmächtigen, alle dazu erforderlichen Handlungen vorzunehmen und alle 

erforderlichen Willenserklärungen abzugeben und entgegenzunehmen. 

8. Der Gemeinderat bevollmächtigt das bei der Kommunalberatung Rheinland-Pfalz GmbH 
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eingerichtete Vergabegremium, die Zuschlagsentscheidungen und Zuschlagserteilungen 

im Rahmen der Bündelausschreibung(en) Strom, an denen die Ortsgemeinde teilnimmt, 

namens und im Auftrag der Ortsgemeinde vorzunehmen. 

9. Die Ortsgemeinde verpflichtet sich, das Ergebnis der Bündelausschreibungen als für sich 

verbindlich anzuerkennen. Sie verpflichtet sich zur Stromabnahme von dem 

Lieferanten/den Lieferanten, der/die jeweils den Zuschlag erhält/erhalten, für die Dauer der 

jeweils vereinbarten Vertragslaufzeit. 

10. Die Ausschreibung soll für die Ortsgemeinde nach folgenden Maßgaben erfolgen: 

 

A.  Qualifizierung des zu beschaffenden Stroms 

 Normalstrom 

(Keine Anforderungen an die Erzeugungsart; Zuschlagskriterium ist der 

Angebotspreis) 

 Ökostrom ohne Neuanlagenquote 

(Beschaffung nach dem sogenannten Händlermodell; Zuschlagskriterium ist der 

Angebotspreis) 

 Ökostrom mit 33 % Neuanlagenquote  

(Beschaffung nach dem sogenannten Händlermodell; Zuschlagskriterium ist der 

Angebotspreis) 

 Ökostrom mit 100 % Neuanlagenquote  

(Beschaffung nach dem sogenannten Händlermodell; Zuschlagskriterium ist der 

Angebotspreis) 

B.  Beschaffungsmodell 

 Strukturierte Beschaffung - Fixer Lieferpreis für jedes Kalenderjahr 

 Spotmarktmodell: 70 % der Prognosemenge am Terminmarkt; Restmenge am 

Spotmarkt 

 Bilanzkreismodell: Bilanzkreismanagement mit Einkauf/Verkauf der Residualmengen 

C.  Zuordnung 

 Die (Einfach)Auswahl nach A und B gilt für alle unsere Abnahmestellen. 

 Die Auswahl nach A und B verteilt sich gemäß Anlage zu diesem Beschluss auf die 

einzelnen Abnahmestellen (bitte entsprechend beifügen). 

 
  



Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim vom 10.04.2025 

Seite 15 

 

 

Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 24.03.2025 und erläutert den 
Sachstand. 
 
Beschluss: 
 
1. Der Gemeinderat nimmt die Ausschreibungskonzeption der Kommunalberatung Rheinland-
Pfalz GmbH und die zugehörigen Anlagen zur Kenntnis. 
 
2. Die Verwaltung wird bevollmächtigt, die Kommunalberatung Rheinland-Pfalz GmbH mit der 
Ausschreibung der Stromlieferung der Ortsgemeinde ab 01.01.2026 zu beauftragen und zu 
bevollmächtigen, alle dazu erforderlichen Handlungen vorzunehmen und alle erforderlichen 
Willenserklärungen abzugeben und entgegenzunehmen. 
 
3. Der Gemeinderat bevollmächtigt das bei der Kommunalberatung Rheinland-Pfalz GmbH 
eingerichtete Vergabegremium, die Zuschlagsentscheidungen und Zuschlagserteilungen im 
Rahmen der Bündelausschreibung(en) Strom, an denen die Ortsgemeinde teilnimmt, namens 
und im Auftrag der Ortsgemeinde vorzunehmen. 
 
4. Die Ortsgemeinde verpflichtet sich, das Ergebnis der Bündelausschreibunen als für sich 
verbindlich anzuerkennen. Sie verpflichtet sich zur Stromabnahme von dem Lieferanten/den 
Lieferanten, der/die jeweils den Zuschlag erhält/erhalten, für die Dauer der jeweils 
vereinbarten Vertragslaufzeit. 
 
5. Die Ausschreibung soll für die Ortsgemeinde nach folgenden Maßgaben erfolgen: 
 
A. Qualifizierung des zu beschaffenden Stroms 
Ökostrom ohne Neuanlagenquote 
(Beschaffung nach dem sogenannten Händlermodell; Zuschlagskriterium ist der 
Angebotspreis). 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig mit 12 Ja-Stimmen. 
 
B. Beschaffungsmodell 
Strukturierte Beschaffung – Fixer Lieferpreis für jedes Kalenderjahr 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig mit 12 Ja-Stimmen. 
 
Abstimmungsergebnis zum Beschlussvorschlag mit A.und B.: 
Einstimmig angenommen mit 12 Ja-Stimmen. 
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8. Bauanträge/Bauvoranfragen; Erteilung des Einvernehmens nach §§ 14 Abs. 
2, 31 Abs. 2 und 36 Baugesetzbuch 
 

 
 
8.1. Mommenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Rheinstraße; Flur 8, Flurstück 633/7  
Fristende: 19.05.25 
Erneuerung des Vorderhauses einer Hofreite mit der Errichtung einer Wohneinheit 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0033) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 
und 35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne 
des § 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 19.05.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Erneuerung des Vorderhauses einer Hofreite mit der 
Errichtung einer Wohneinheit. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung 
einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich entsprechend dem beigefügten Nachweis in die Eigenart der 
näheren Umgebung ein.  
 
Die Erweiterung des Wohnhauses ist aus städtebaulicher Sicht eine nachhaltige und 
sinnvolle Maßnahme der Innenentwicklung, da potentiell vorhandene und geeignete 
Grundstücksflächen in ihrer Nutzung zeitgemäß genutzt werden möchten und dem 
Grundsatz der Innen- vor Außenentwicklung entsprochen wird. 
 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung und befindet sich in einem Gebiet, für das die Gemeinde 
beschlossen hat einen Bebauungsplan aufzustellen (§ 33 BauGB) mit der Bezeichnung 
„Dorfgebiet III- Hindenburgstraße, Rheinstraße, Wiesgartenstraße“.  
 
Die vorhandenen Klappläden zur Rheinstraße werden nicht erhalten oder durch neue 
ersetzt. Die unmittelbare umgebende Bebauung ist nicht von Klappläden geprägt, weshalb 
ein Verzicht vertretbar ist.  
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Das Zwerchhaus ist zum Innenhof gerichtet und weist eine Breite von 4,00 m auf, zulässig ist 
eine maximale Breite von 3,50 m. Der Einschnitt der Dachterrasse hat einen Abstand zum 
westlichen Ortgang von 1,20 m, der Abstand soll mindestens 1,50 m betragen.  
Der barocke Torbogen (bez. 1716) steht im nachrichtlichen Verzeichnis der Kulturdenkmäler 
der Generaldirektion Kulturelles Erbe. Dieses historisch wertvolle Tor wird nicht erhalten und 
in seiner Kubatur verändert.    
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen bauplanungsrechtliche Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat versagt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden 
Bauantrag.     
 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete, Herr Degener, verweist auf die Beschlussvorlage vom 25.03.2025 und 
erläutert einen Bauantrag mit dem Hinweis, dass die Maßnahme nicht der Erhaltungs- und 
Gestaltungssatzung entspricht und somit auch die VG empfiehlt, dass Einvernehmen zu 
versagen. 
 
Beschluss: 
 
Nach kurzer Beratung versagt der Gemeinderat das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB 
zum vorliegenden Bauantrag. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig mit 12 Ja-Stimmen. 
 
 
 
 
8.2. Mommenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Gaustraße; Flur 6, Flurstück 44/1  
Errichtung PV-Anlage  

 
Zu der Baumaßnahme liegt kein Bauantrag vor.  
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8.3. Mommenheim; Änderungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Rheinstraße; Flur 12, Flurstück 258  
Fristende: 26.05.2025 
Änderungsplanung zu Sanierung und Erweiterung eines Bestandsgebäudes zum 
Zweifamilienhaus 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0035) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 
und 35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne 
des § 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 26.05.2025.  
  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Sanierung und Erweiterung eines Bestandsgebäudes 
zum Zweifamilienhaus. Die vorliegende Tektur betrifft eine Änderungsplanung zur 
Baugenehmigung im Vereinfachten Genehmigungsverfahren vom 14.05.2025 unter 
Aktenzeichen 21/611-21/0002/24-B-1013. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung 
einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich entsprechend in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Geplant war eine Teilunterkellerung des Bestandskellers ohne Bodenplatte. Ein 
Bodengutachten während der Planungsarbeiten hat ergeben, dass die Bestandsfundamente 
des vorhandenen Kellergeschosses für die Gründung der Erweiterung nicht geeignet sind. 
Der Bestand muss abgerissen werden, um eine Vollunterkellerung aus WU-Stahlbeton mit 
Bodenplatte zu errichten einhergehend mit Volumen- und Flächenänderungen des 
Baukörpers. 
 
Durch die Änderungsplanung ergeben sich optische Anpassungen der Fenstermaße oder 
deren Position beziehungsweise neue Fensteröffnungen, vor allem die Dachfenster 
betreffend.  
 
Die äußerliche Gebäudehülle bleibt weitestgehend unverändert. Die GRZ (Grundflächenzahl) 
und GFZ (Geschossflächenzahl) haben sich nicht verändert. 
Die Berechnungen der Brutto-Grundfläche und des Brutto-Volumens wurden angepasst 
sowie der Abstandsflächenplan. 
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Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag. 
 
Beratung: 
 
Ratsmitglied Berthold Windisch hat wegen Befangenheit vom Sitzungstisch Abstand 
genommen. 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 26.03.2025 und erläutert einen 
Änderungsantrag zur Sanierung und Erweiterung eines Bestandsgebäudes zum 
Zweifamilienhaus. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen mit 11 Ja-Stimmen. 
 
Herr Berthold Windisch hat am Sitzungstisch wieder Platz genommen. 
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9. Mitteilung über abschließende Entscheidungen in den Ausschüssen  
 
 
9.1. Anschaffung Laptops für Gemeindeverwaltung  

 
Der Vorsitzende erläutert, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Anschaffung der 
Laptops für die Gemeindeverwaltung zugestimmt hat. 
 
 
 
 
10. Mitteilungen  

 
Der Vorsitzende teilt mit, dass 
 
a) am 17.06.2025, 19.00 Uhr, eine Bürgerversammlung zum Thema „Starkregen“, im 
Gemeinderaum, stattfindet. 
 
b) die erste Mommenheimer Klimawoche in der Zeit vom 07.06. bis 14.06.2025 mit 
verschiedenen Veranstaltungen stattfindet.  
 
c) das eine Mitteilung des LBM zur Sanierung der B 9 in der Zeit vom 21.06. bis 17.08.2025 
eingegangen ist. Mit Verkehrsbehinderungen muss gerechnet werden. 
 
d) der Planer Herr Wolf die überarbeiteten Bebauungspläne „alter Ortskern“ an die VG gesandt 
hat. 
Eine Informationsveranstaltung folgt. 
 
 
 
 
11. Anfragen  

 
Schriftliche Anfragen im Sinne der Geschäftsordnung liegen nicht vor. 
 
a) Die Ratsmitglieder Herr Demmig und Herr Frank Windisch weisen darauf hin, dass die 
gemeldeten Schäden sowohl in der Ortegastraße wie auch in der Wiesgartenstraße kurzfristig 
behoben wurden. 
 
b) Ratsmitglied Stüber weist darauf hin, dass der Poler am Weg des Kreisels umgefahren 
wurde. 
Der Vorsitzende nimmt den Hinweis zur Kenntnis und erklärt, dass ein neuer Poller bestellt 
und aufgestellt wird. 
 
c) Auf entsprechenden Hinweis, bezüglich der Poller Richtung Wasgau, erklärt der 
Vorsitzende, dass die Richtigkeit der Pfosten geprüft wird. 
 
d) Auf die mündliche Anfrage von Ratsmitglied Frank Windisch nach der Preisfindung für 
Flächen im Gewerbegebiet, erklärt der Vorsitzende, dass dies noch nicht beschlossen wurde. 
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Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Rainer Raab Elvira Gall 
Ortsbürgermeister  

 
 
 


